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Editorial

Liebe Schwerbehindertenvertretung, liebe Vertrauensper-
son,

fur viele Menschen ist Arbeit mehr als Einkommen. Sie be-
deutet Teilhabe, Struktur, Anerkennung und soziale Zugeho-
rigkeit. Genau deshalb trifft es die meisten besonders hart,
wenn eine gesundheitliche Einschrankung — erst recht eine
schwere oder psychische Erkrankung — diese Teilhabe be-
droht oder unterbricht. Sie als Schwerbehindertenvertretung
erleben genau diese Situationen taglich: Unsicherheit, Riick-
zug, Uberforderung — aber auch Hoffnung auf einen Weg
zuriick in den Beruf. Und oft sind es nicht groBe Programme
oder abstrakte Konzepte, die den Unterschied machen, son-
dern konkrete Gesprache, friihzeitige Beteiligung und ein
Blick fiir das, was maglich bleibt.

Mit unseren Beitrdgen mochten wir genau daran erinnern:
Hinter jeder Norm, jedem Verfahren und jeder MaBnahme
steht ein Mensch. Und manchmal entscheidet die richtige
Intervention im richtigen Moment dartiber, ob Arbeit wieder
maglich wird oder eben verloren geht.

Herzliche GriBe

Hine Sohrarer

Arno Schrader
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Antidiskriminierungsrecht | Lesezeit 3 Minuten

URTEIL

Kopftuch im Job: Ablehnung einer Bewerberin kann
unzulassige Diskriminierung sein

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat eine grundlegende Entscheidung zum Umgang mit religiés mo-
tiverter Kleidung im Bewerbungsverfahren getroffen. Im Mittelpunkt stand die Frage, ob eine Be-
werberin allein wegen des Tragens eines Kopftuchs abgelehnt werden darf und wann hierin eine

unzuldssige Diskriminierung zu sehen ist.

Fur Sie als Schwerbehindertenvertretung ist diese Entschei-
dung besonders bedeutsam, da sie die Sensibilitat von Aus-
wahlentscheidungen im Personalbereich verdeutlicht und
zeigt, wie eng Gleichbehandlung, Teilhabe und betriebliche
Entscheidungspraxis miteinander verkniipft sind (BAG, Urt.
v.29.1.2026, Az. 8 AZR 49/25).

Absage nach Bewerbung im Sicherheitsbereich

Der Fall: Eine Frau bewarb sich auf eine Tatigkeit in der
Sicherheitskontrolle am Flughafen Hamburg. Sie tragt aus
religioser Uberzeugung ein Kopftuch. Nach Einreichen der
Bewerbungsunterlagen mit einem Bewerbungsfoto, auf dem
sie mit Kopftuch zu sehen war, erhielt sie eine Absage des
Unternehmens.

Die Bewerberin sah sich aufgrund ihrer Religion benachtei-
ligt und machte einen Anspruch auf Entschadigung nach
dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz geltend. Sie
argumentierte, dass das Kopftuch ausschlaggebend fiir die
Absage gewesen sei.

Das Unternehmen hingegen berief sich auf angebliche Un-
stimmigkeiten im Lebenslauf sowie auf interne Vorgaben,
nach denen Kopfbedeckungen im Sicherheitsbereich unzu-
lassig seien. Zusatzlich wurde auf eine angebliche Neutrali-
tatspflicht im sensiblen sicherheitsrelevanten Arbeitsumfeld
verwiesen.

Bereits die Vorinstanzen hatten der Bewerberin recht gege-
ben und eine unzulassige Benachteiligung als naheliegend
angesehen.

Keine sachliche Rechtfertigung fiir Ablehnung

Das Urteil: Das BAG bestatigte die Entscheidungen der Vor-
instanzen und wies die Revision des Arbeitgebers zuriick.
Das Gericht stellte klar, dass das Tragen eines Kopftuchs fiir
sich genommen keine Einschrankung der Eignung fiir die
Tatigkeit in der Sicherheitskontrolle sei. Es konnten keine
konkreten Anhaltspunkte dafiir festgestellt werden, dass die
religiose Bekleidung die ordnungsgemaBe Durchfiihrung der
Tatigkeit beeintrachtigt hatte.

Besonders relevant fiir die Entscheidung des Gerichts war der
Umstand, dass es dem beklagten Arbeitgeber nicht gelungen
ist, die bestehende Vermutung einer Benachteiligung wegen
der Religion substanziiert zu entkraften. MaBgeblich waren
insoweit die Vorgaben des Allgemeinen Gleichbehandlungs-

gesetzes (AGG), insbesondere die Beweislastregelung des §
22 AGG. Danach miissen betroffene Arbeitnehmer nicht den
Vollbeweis einer diskriminierenden Motivation des Arbeit-
gebers flihren. Es genligt vielmehr bereits, dass objektive
Umstande und konkrete Indizien vorgetragen werden, die
eine Benachteiligung wegen eines geschiitzten Merkmals —
hier der Religion — (iberwiegend wahrscheinlich erscheinen
lassen. Eine solche Indizwirkung hat das Gericht im vorlie-
genden Fall angenommen.

Das Gericht stellte deshalb eine unzuldssige Benachteili-
gung wegen der Religion im Sinne der §§ 1 und 7 AGG fest.
Zur Kompensation der dadurch erlittenen immateriellen Be-
eintrachtigung sprach es der Bewerberin nach § 15 Abs. 2
AGG eine Entschadigung in Hohe von 3.500 Euro zu.

Ubertragung der Grundsitze auf andere
Diskriminierungen

Fir Sie als Schwerbehindertenvertretung ist diese Entschei-
dung ebenfalls relevant, auch wenn sie nicht unmittelbar
schwerbehinderte Menschen betrifft. Sie zeigt exemplarisch,
wie sensibel Auswahl- und Einstellungsentscheidungen im
Hinblick auf Gleichbehandlung zu bewerten sind. Sie sollten
insbesondere darauf achten, dass in Bewerbungsverfahren
keine mittelbaren Ausschlussmechanismen entstehen, die
bestimmte Personengruppen faktisch benachteiligen. Auch
wenn lhre gesetzliche Zustandigkeit primar schwerbehin-
derte Menschen betrifft, lassen sich aus der Entscheidung
wichtige Grundprinzipien fiir eine diskriminierungsfreie Per-
sonalpraxis ableiten.

= FAZIT

Gleichbehandlung als MaBstab
personalrechtlicher Entscheidungen

Sie als Schwerbehindertenvertretung sollten aus dieser
Entscheidung mitnehmen, dass Personalentscheidungen
stets kritisch auf ihre Vereinbarkeit mit dem Gleichbe-
handlungsgrundsatz gepriift werden miissen. Eine Ab-
lehnung von Bewerbern ist nur dann rechtmaBig, wenn
sie auf objektiven, nachvollziehbaren und verhaltnisma-
Bigen Griinden beruht. Das Urteil des BAG verdeutlicht,
dass religiose Merkmale allein keine tragfahige Grund-
lage fiir eine negative Auswahlentscheidung sind.
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WISSENSWERT

Gesundheitsschutz und Personalverantwortung | Lesezeit 3 Minuten

Psychische Erkrankungen im Betrieb: Neue
Herausforderungen fiir Sie und den Arbeitgeber

Sie als Schwerbehindertenvertretung sehen sich im betrieblichen Alltag zunehmend mit psychi-
schen Erkrankungen von Beschéaftigten konfrontiert. Diese Entwicklung stellt nicht nur die betrof-
fenen Menschen selbst, sondern auch Arbeitgeber und betriebliche Interessenvertretungen vor er-

hebliche Herausforderungen.

Depressionen, Angststorungen, Burn-out oder andere psy-
chische Symptomatiken fiihren langst nicht mehr zu Ausnah-
mefallen, sondern pragen zunehmend die Realitt in vielen
Betrieben. Fiir Sie ergibt sich daraus eine besonders ver-
antwortungsvolle Rolle: Sie begleiten nicht nur individuelle
Einzelfélle, sondern sind zugleich die Schnittstelle zwischen
Gesundheitsschutz, Teilhabe und betrieblichen Ablaufen.
Gerade bei psychischen Erkrankungen ist eine friihzeitige,
sensible und rechtlich fundierte Beteiligung entscheidend,
um Fehlentwicklungen zu vermeiden und nachhaltige L6-
sungen zu ermdglichen.

Psychische Erkrankungen als arbeitsrechtliche
Realitat

Im arbeitsrechtlichen Kontext sind psychische Erkrankungen
langst kein Randthema mehr. Sie fiihren haufig zu langeren
Arbeitsunféhigkeitszeiten, eingeschrankter Leistungsfahig-
keit oder wiederkehrenden Ausfallphasen. Fiir Arbeitgeber
stellt sich damit zunehmend die Frage, wie eine dauerhafte
Weiterbeschaftigung méglich ist, ohne die Gesundheit der
betroffenen Person weiter zu gefahrden.

Sie sollten in diesem Zusammenhang besonders darauf ach-
ten, dass psychische Erkrankungen nicht vorschnell als reine
Leistungsprobleme bewertet werden. Vielmehr handelt es
sich regelmaBig um gesundheitliche Einschrankungen, die
einen besonderen Schutz- und Unterstiitzungsbedarf aus-
|6sen konnen.

Bedeutung des betrieblichen
Eingliederungsmanagements

Ein zentrales Instrument im Umgang mit psychischen Er-
krankungen ist das betriebliche Eingliederungsmanage-
ment. lhre Aufgaben als Schwerbehindertenvertretung ist
es, darauf zu achten, dass dieses Verfahren nicht nur formal
durchgefiihrt wird, sondern tatsachlich auf die individuelle
Situation der betroffenen Person eingeht.

Haufig besteht die Herausforderung darin, dass psychische
Belastungen nicht offen kommuniziert werden. Gerade hier
kommt lhnen eine vermittelnde Rolle zu. Sie sollten darauf
hinwirken, dass das betriebliche Eingliederungsmanage-
ment nicht zu einem reinen Formalakt verkommt, sondern
konkrete MaBnahmen zur Stabilisierung des Arbeitsverhalt-
nisses entwickelt werden.
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Sensibler Umgang mit Betroffenen

Psychische Erkrankungen erfordern im betrieblichen Alltag
ein besonders sensibles Vorgehen. Als Schwerbehinderten-
vertretung sollten Sie daher unbedingt darauf achten, dass
Gesprache vertraulich gefiihrt werden und keine zusatzli-
chen Belastungen flir die betroffene Person entstehen.

Zugleich ist es wichtig, eine tragfdhige Balance zwischen
Schutzinteressen und betrieblichen Anforderungen herzu-
stellen. Dies betrifft insbesondere Fragen der Arbeitsorgani-
sation, der Aufgabenverteilung und méglicher Anpassungen
des Arbeitsplatzes. Haufig kdnnen bereits kleine strukturelle
Veranderungen eine erhebliche Entlastung bewirken.

Schnittstelle zwischen Schwerbehindertenvertretung
und Arbeitgeber

Die Zusammenarbeit zwischen lhnen als Schwerbehinder-
tenvertretung und dem Arbeitgeber gewinnt in Fallen psy-
chischer Erkrankungen besondere Bedeutung. Sie sollten
friihzeitig in Entscheidungsprozesse eingebunden werden,
um Fehlentscheidungen zu vermeiden und rechtssichere L6-
sungen zu entwickeln.

Insbesondere bei MaBnahmen wie Versetzungen oder perso-
nenbedingten Kiindigungen ist eine sorgfaltige Priifung er-
forderlich, ob alle milderen Mittel ausgeschépft wurden. Da-
bei kommt lhrer Stellungnahme eine erhebliche Bedeutung
zu, da sie die gesundheitliche Perspektive in den Entschei-
dungsprozess einbringt. Die Bedeutung der Schwerbehin-
dertenvertretung wachst insbesondere dort, wo menschli-
che Gesundheit und betriebliche Realitat besonders sensibel
aufeinandertreffen.

= FAZIT

Die Herausforderungen wachsen

Psychische Erkrankungen stellen die betriebliche Praxis
vor wachsende Herausforderungen und erfordern ein
Umdenken im Umgang mit Leistungsfahigkeit und Ge-
sundheit. Sie als Schwerbehindertenvertretung nehmen
dabei eine Schliisselrolle ein, da Sie die Interessen der
betroffenen Beschaftigten mit den betrieblichen Anfor-
derungen in Einklang bringen miissen. lhre Aufgabe be-
steht nicht nur in der reaktiven Begleitung einzelner Fal-
le, sondern in der aktiven Mitgestaltung von Losungen.




Mandatstragervergiitung | Lesezeit 3 Minuten

AKTUELLES

Kein Entschadigungsanspruch fiir entgangene
private Dienstwagennutzung

Das Landesarbeitsgericht (LAG) Niedersachsen hat entschieden, dass ein freigestelltes Betriebsrats-
mitglied keinen Anspruch auf Entschadigung fiir die entgangene private Nutzung eines Dienstwa-

gens hat.

Im Mittelpunkt der Entscheidung stand die Frage, inwieweit
zusatzliche Vergiinstigungen im Zusammenhang mit der
Mandatstatigkeit zulassig sind. Fiir Sie als Schwerbehinder-
tenvertretung ist dieses Urteil ebenfalls relevant. Es betrifft
zwar unmittelbar das Betriebsverfassungsrecht, die zugrun-
de liegenden Grundsatze des Begiinstigungsverbots sind
jedoch in der Praxis auch fiir Ihre Tatigkeit entsprechend zu
beachten (LAG Niedersachsen, Urt. v. 3.11.2025, Az. 15 SLa
418/25).

Dienstwagen als bisher gewahrter Vorteil

Der Fall: Eine Arbeitnehmerin war in einem Unternehmen
zunachst als Verkaufsstellenleiterin beschaftigt und spéter
zusatzlich freigestelltes Mitglied des Betriebsrats. Im Jahr
2016 wechselte sie in eine Position als Sozialberaterin inner-
halb des Unternehmens. In diesem Zusammenhang stellte
ihr der Arbeitgeber einen Dienstwagen zur Verfiigung, den
sie auch privat nutzen durfte.

Nach den internen Richtlinien des Unternehmens war eine
solche Fahrzeugiiberlassung jedoch ausschlieBlich fiir be-
stimmte Fiihrungspositionen vorgesehen. Weder Sozialbera-
ter noch Betriebsratsmitglieder hatten grundsatzlich einen
Anspruch auf ein vergleichbares Fahrzeug. Als die Sozialbe-
ratung im Jahr 2024 ausgelagert wurde, musste die Arbeit-
nehmerin den Dienstwagen zurlickgeben. Daraufhin machte
sie eine monatliche Entschadigung fiir die entgangene pri-
vate Nutzung geltend.

Kein Ausgleich fiir entgangene Begiinstigung

Das Urteil: Das LAG Niedersachsen wies die Klage sowohl in
erster als auch in zweiter Instanz ab. Zur Begriindung flihrte
das Gericht aus, dass die private Nutzung des Dienstwagens
eine zusatzliche Vergiinstigung sei, die (ber die regulare
Verglitung hinausgehe.

Zentral stellte das Gericht auf das Begiinstigungsverbot
nach § 78 Betriebsverfassungsgesetz ab. Danach diirfen
Mandatstrager wegen ihrer Tatigkeit weder bevorzugt noch
benachteiligt werden. Eine besondere Verglinstigung, die
anderen Beschéftigten in vergleichbarer Position nicht zu-
stehe, sei unzulassig, selbst wenn sie faktisch bereits ge-
wahrt worden sei.

Das Gericht betonte zudem, dass die Klagerin auch unab-
hangig von ihrer Mandatstatigkeit keinen Anspruch auf ein
vergleichbares Fahrzeug gehabt hatte. Die zuvor gewahrte

Nutzung sei daher eine freiwillige, aber rechtlich nicht ge-
schuldete Leistung gewesen. Aus diesem Grund bestehe
auch kein Anspruch auf Entschadigung nach Wegfall dieser
Nutzungsmdoglichkeit.

Ubertragbare Grundsétze fiir Sie als SBV

Fur Sie als Schwerbehindertenvertretung ist diese Entschei-
dung trotz ihres betriebsverfassungsrechtlichen Kontextes
von erheblicher praktischer Bedeutung. Denn das sogenann-
te Beglinstigungs- und Benachteiligungsverbot gilt nach §
179 Absatz 3 SGB IX auch fiir Schwerbehindertenvertretun-
gen in vergleichbarer Weise.

Sie sollten daher stets darauf achten, dass Ihre Mandats-
tatigkeit nicht zu sachlich nicht gerechtfertigten Vorteilen
fihrt, aber ebenso wenig zu Nachteilen im Vergleich zu an-
deren Beschaftigten.

Das Urteil verdeutlicht zudem, dass selbst langjahrig ge-
wahrte freiwillige Leistungen des Arbeitgebers keinen auto-
matischen Bestandsschutz entfalten, wenn keine entspre-
chende Rechtsgrundlage besteht. Fir lhre tagliche Arbeit
bedeutet dies, dass Sie als Schwerbehindertenvertretung
bei allen Fragen der Ausstattung, Unterstiitzung oder orga-
nisatorischen Erleichterungen im Mandat stets die Gleich-
behandlung im Blick behalten sollten.

= FAZIT

Gleichbehandlung als Leitprinzip der
Mandatsausiibung

Sie sollten aus dieser Entscheidung mitnehmen, dass die
Ausiibung eines betrieblichen Mandats zwar besonderen
Schutz genieBt, jedoch nicht zu einer rechtlichen Privi-
legierung fiihren darf. Das Prinzip der Gleichbehandlung
bleibt auch im Kontext von Mandatstatigkeiten der zen-
trale MaBstab. Das Urteil des LAG Niedersachsen macht
deutlich, dass freiwillig gewahrte Vorteile des Arbeitge-
bers nicht ohne Weiteres zu einem dauerhaften Anspruch
fiihren. Fiir Sie als Schwerbehindertenvertretung ergibt
sich daraus die praktische Konsequenz, samtliche Unter-
stiitzungs- und Ausstattungsfragen sorgfaltig im Lichte
des Gleichbehandlungsgrundsatzes zu priifen und gegen-
tiber dem Arbeitgeber transparent zu kommunizieren. So
wird gewahrleistet, dass die Tatigkeit der Schwerbehin-
dertenvertretung rechtmaBig erfolgt.
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der Personalpraxis

Rechte und Praxis der Schwerbehindertenvertretung im Arbeitsalltag | Lesezeit 9 Minuten

Die unterschatzte Macht: lhre Beteiligungsrechte in

Sie nehmen im betrieblichen Alltag eine deutlich wichtigere Rolle ein, als dies von den Verantworz-
lichen in vielen Unternehmen tatsachlich wahrgenommen wird. lhre Beteiligungsrechte sind kein
formales Anhangsel personalpolitischer Entscheidungen, sondern ein rechtlich verankerter Schutz-
mechanismus zugunsten schwerbehinderter und gleichgestellter Beschaftigter.

Gerade in der Personalpraxis zeigt sich jedoch immer wieder,
dass die Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung nicht
konsequent oder nur unvollstandig erfolgt. Dies betrifft ins-
besondere Einstellungen, Versetzungen, Umgruppierungen
und Kiindigungen. Dabei sind die gesetzlichen Beteiligungs-
rechte nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch nicht nur
. Soll-Vorschriften”, sondern zwingend zu beachten und
konnen im Einzelfall erhebliche rechtliche Konsequenzen fiir
Arbeitgeber haben.

Fir Sie bedeutet dies: lhre Rolle ist nicht passiv oder rein be-
ratend, sondern aktiv gestaltend. Dieser Beitrag zeigt lhnen,
welche Beteiligungsrechte lhnen zustehen, wie Sie diese
wirksam einsetzen und warum ihre konsequente Wahrneh-
mung ein entscheidender Faktor fiir den Schutz der betroffe-
nen Beschaftigten ist.

Ihre rechtliche Stellung als
Schwerbehindertenvertretung

Die rechtliche Grundlage lhrer Tatigkeit findet sich insbeson-
dere in den §§ 176 ff. des SGB IX. Dort ist die Schwerbehin-
dertenvertretung als eigenstandiges betriebliches Organ mit
spezifischen Beteiligungsrechten ausgestaltet. Sie sind da-
bei nicht nur ,Beobachter”, sondern gesetzlich vorgesehe-
nes Beteiligungssubjekt bei allen wesentlichen personellen
Entscheidungen, die schwerbehinderte Menschen betreffen.

Besonders zentral ist dabei § 178 SGB IX, der lhre Unterrich-
tungs-, Anhérungs- und Beteiligungsrechte regelt. Demnach
sind Arbeitgeber verpflichtet, Sie als Schwerbehindertenver-
tetung unverziiglich und umfassend zu informieren, bevor
sie MaBnahmen treffen, die schwerbehinderte Beschaftigte
betreffen.

Diese Beteiligung ist nicht nachholbar. Beteiligt Ihr Arbeit-
geber Sie nicht, kann dies im Einzelfall zur Rechtswidrigkeit
der MaBnahme filhren und insbesondere bei Kiindigungen
erhebliche prozessuale und finanzielle Konsequenzen nach
sich ziehen.

Beteiligung bei Einstellungen: Friihzeitige
Einflussmaglichkeiten nutzen

Ein besonders praxisrelevanter Bereich ist die Beteiligung
bei Einstellungen. Sie sind friihzeitig zu informieren, wenn
sich schwerbehinderte oder gleichgestellte Bewerberinnen
und Bewerber im Auswahlverfahren befinden.
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In der Praxis bedeutet dies: Bereits im Bewerbungsprozess
besteht ein Anspruch auf Beteiligung, nicht erst nach einer
getroffenen Personalentscheidung. Dies er6ffnet Ihnen die
Maglichkeit, auf verschiedene Aspekte Einfluss zu nehmen.
Folgende Handlungsfelder stehen lhnen offen:

e Priifung der behindertengerechten Ausgestaltung des
Arbeitsplatzes

e Bewertung moglicher Forder- und Unterstlitzungsmdg-
lichkeiten

e Hinweis auf Leistungen der Rehabilitationstrager

e Sicherstellung echter diskriminierungsfreier Auswahl-
verfahren

Gerade hier zeigt sich lhre , unsichtbare Macht” als Schwer-
behindertenvertretung: Durch friihzeitige Beteiligung kon-
nen Sie strukturell Einfluss auf die Integrationschancen
schwerbehinderter Menschen nehmen, bevor Entscheidun-
gen getroffen werden.

Versetzungen und Umsetzungen: Schutz vor
Nachteilen im Betrieb

Ein weiterer zentraler Bereich Ihrer Beteiligungsrechte be-
trifft Versetzungen und Umsetzungen. Denn Sie sind bei je-
der geplanten Veranderung des Arbeitsortes oder des Aufga-
benbereichs eines schwerbehinderten Menschen zwingend
zu beteiligen.

Dabei ist nicht nur die formale Beteiligung entscheidend,
sondern inshesondere die inhaltliche Priifung, ob die MaB-
nahme mit der gesundheitlichen Situation der betroffenen
Person vereinbar ist. In der Praxis bedeutet dies fiir Sie ins-
besondere folgende Aufgaben und Mofglichkeiten:

e Priifung ergonomischer und gesundheitlicher Anforde-
rungen

e Bewertung psychischer Belastungsfaktoren

e Vermeidung von Verschlechterungen des Gesundheits-
zustands

e Einbindung in mdgliche RehabilitationsmalBnahmen

Kiindigungen: lhre starkste Beteiligungsposition

Die wohl rechtlich bedeutsamste Beteiligung erfolgt im Zu-
sammenhang mit Kiindigungen. Nach § 178 SGB IX sind Sie
als Schwerbehindertenvertretung vor jeder Kiindigung eines
schwerbehinderten Menschen anzuhéren. Diese Beteiligung
ist strikt zwingend. Eine unterlassene oder fehlerhafte Be-



teiligung kann im arbeitsgerichtlichen Verfahren erhebliche
Auswirkungen haben.

In der Rechtsprechung wird regelmaBig gepriift, ob Sie als
Schwerbehindertenvertretung  ordnungsgemaB  beteiligt
wurden. Ist dies nicht der Fall, kann dies zur Unwirksamkeit
der Kiindigung beitragen oder zumindest die Arbeitgeber-
position erheblich schwachen. Fiir Sie als Schwerbehinder-
tenvertretung bedeutet dies:

e Sie sind friihzeitig und vollstandig zu informieren.

e Sie erhalten die Gelegenheit zur Stellungnahme.

e |hre Stellungnahme muss ernsthaft in die Entschei-
dungsfindung einbezogen werden.

Gerade hier zeigt sich die tatsachliche ,Macht” Ihrer Funk-
tion: Ihre Beteiligung ist kein ,formaler Schritt” im Verfah-
ren, sondern ein rechtlich relevanter Kontrollmechanismus.

Folgen fehlerhafter Beteiligung: Mehr als nur ein
Formfehler

Ein in der Praxis haufig unterschatzter Aspekt ist die Rechts-
folge fehlerhafter Beteiligung. Beteiligt lhr Arbeitgeber Sie
nicht, ist das kein bloBer Ordnungsmangel, sondern kann
je nach Konstellation erhebliche rechtliche Konsequenzen
nach sich ziehen.

Insbesondere bei Kiindigungen kann dies dazu fiihren, dass
die MaBnahme im arbeitsgerichtlichen Verfahren erheblich
angreifbar ist. Auch in anderen PersonalmaBnahmen kann
eine fehlende Beteiligung die Rechtswidrigkeit der Entschei-
dung begriinden. Fir Sie als Schwerbehindertenvertretung
ergibt sich daraus eine doppelte Verantwortung:

1. Sie missen lhre Beteiligungsrechte aktiv einfordern.
2. Sie miissen BeteiligungsverstBe dokumentieren und
ggf. riigen.

Praktische Durchsetzung lhrer Rechte im
Betriebsalltag

Die rechtliche Stellung der Schwerbehindertenvertretung
ist im Gesetz umfassend abgesichert. lhre tatsachliche
Wirksamkeit hangt jedoch entscheidend davon ab, ob die
bestehenden Rechte im betrieblichen Alltag auch aktiv
wahrgenommen und konsequent eingefordert werden. Die
Erfahrung zeigt, dass selbst klar geregelte Beteiligungs-
rechte in der Praxis haufig schleichend ausgehohlt werden,
wenn Unterrichtungen verspatet erfolgen, Beteiligungsver-
fahren nur formal durchgefiihrt werden oder die Schwerbe-
hindertenvertretung erst eingebunden wird, nachdem Ent-
scheidungen faktisch bereits getroffen worden sind.

Konsequente Einforderung von Unterrichtung und
Beteiligung

Eine wirksame Interessenvertretung schwerbehinderter Be-
schaftigter setzt daher voraus, dass die Schwerbehinderten-
vertretung ihre Beteiligungsrechte nicht lediglich formal
versteht, sondern sie einfordert und als aktives Instrument
zur Gestaltung fairer und diskriminierungsfreier Arbeitsbe-

TOP-THEMA

dingungen nutzt. Dabei kommt der friihzeitigen Einfluss-
nahme auf betriebliche Entscheidungsprozesse besondere
Bedeutung zu.

Zu lhren wichtigsten praktischen Aufgaben gehort es, die
gesetzlich vorgeschriebene Unterrichtung durch den Arbeit-
geber konsequent einzufordern. Sie als Schwerbehinderten-
vertretung sind bei allen Angelegenheiten, die einzelne oder
die schwerbehinderten Menschen als Gruppe betreffen, un-
verziiglich und umfassend zu informieren und vor einer Ent-
scheidung anzuhdren.

In der betrieblichen Praxis entstehen Konflikte haufig da-
durch, dass Arbeitgeber Beteiligungsrechte auf ein bloBes
.Nachinformieren” reduzieren. Eine Beteiligung verliert
jedoch ihren rechtlichen Sinn, wenn die MaBnahme intern
bereits abschlieBend vorbereitet oder faktisch unumkehrbar
ist.

Die Schwerbehindertenvertretung sollte deshalb friihzeitig
darauf achten, dass sie tatsachlich vor einer Entscheidung
eingebunden wird und ausreichend Zeit erhalt, die Ange-
legenheit zu priifen, Gesprache zu fiihren und eigene Vor-
schlage zu entwickeln. Hierzu gehort auch, dass Sie unvoll-
standige Informationen nicht widerspruchslos hinnehmen.
Fehlen entscheidende Unterlagen oder bleiben Fragen offen,
sollten Sie dies ausdriicklich beanstanden und erganzende
Auskunft verlangen.

Aktive Nutzung gesetzlicher
Beteiligungsmechanismen

Dartiiber hinaus sollten Sie die gesetzlichen Beteiligungs-
und Kontrollmechanismen aktiv nutzen. Hierzu zahlen ins-
besondere Fristenregelungen, Anhdérungsverfahren sowie
das Recht, an Sitzungen teilzunehmen und eigene Themen
einzubringen. Denn in der Praxis besteht sonst die Gefahr,
dass Beteiligungsrechte durch Zeitdruck oder informelle Ab-
laufe faktisch entwertet werden.

= FAZIT

Nehmen Sie lhre Rechte wahr!

Sie als Schwerbehindertenvertretung verfiigen iiber
deutlich weitergehende Beteiligungsrechte, als dies im
betrieblichen Alltag haufig wahrgenommen wird. Die-
se Rechte sind kein formaler Selbstzweck, sondern ein
zentrales Instrument zum Schutz schwerbehinderter
und gleichgestellter Beschaftigter. Die Beteiligung bei

Einstellungen, Versetzungen und insbhesondere Kiindi-
gungen zeigt, dass lhre Funktion weit iiber eine reine
Interessenvertretung hinausgeht. Sie wirken unmittelbar
auf die RechtmaBigkeit und Fairness personalrechtlicher
Entscheidungen ein. Gerade die Praxis zeigt jedoch, dass
diese Rechte haufig nicht vollstandig oder nicht rechtzei-
tig beachtet werden. Umso wichtiger ist es, dass Sie Ihre
Anspriiche aktiv wahrnehmen, Beteiligungsrechte konse-
quent einfordern und VerstoBe nicht unbeachtet lassen.
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Praktische Durchsetzung lhrer Rechte im aktiv gelebt wird. Lassen Sie sich dabei nicht in eine rein
Betriebsalltag reaktive Rolle drangen. Vielmehr ist eine proaktive Wahr-

lhre rechtliche Stellung als Schwerbehindertenvertretung  nehmung lhrer Rechte erforderlich, um strukturelle Benach-
entfaltet ihre Wirkung nur dann vollstandig, wenn sie auch  teiligungen zu vermeiden.

\D Checkliste: Beteiligungsrechte der Schwerbehindertenvertretung
in der Personalpraxis

Fragen Ja Nein @

1. Grundsétzliche Beteiligung sicherstellen

Hat Ihr Arbeitgeber Sie als Schwerbehindertenvertretung bei allen MaBnahmen, die schwerbehinderte oder gleichgestellte Beschaftigte betreffen,
friihzeitig informiert?

Erfolgt die Information vor der endgiiltigen Entscheidung des Arbeitgebers?
Liegen alle relevanten Unterlagen vollstandig vor (z. B. Personalvorgange, Leistungsdaten, Arbeitsplatzbeschreibung)?
2. Beteiligung bei Einstellungen

Hat Ihr Arbeitgeber Sie tber alle Bewerbungen schwerbehinderter Menschen informiert?

Hat er Sie vor der Auswahlentscheidung beteiligt?

Haben Sie gepriift, ob der Arbeitsplatz behindertengerecht ausgestaltet werden kann?

Haben Sie oder Ihr Arbeitgeber mogliche Forder- oder Integrationsleistungen beriicksichtigt?

3. Beteiligung bei Versetzungen und Umsetzungen

Wurden Sie als Schwerbehindertenvertretung vor der geplanten MaBnahme angehért?

Wurde die beriicksichtigt, ob die neue Tatigkeit fiir die betroffene Person gesundheitlich geeignet ist?
Wurde gepriift, ob die MaBnahme eine Verschlechterung der Teilhabesituation bewirkt?

Wurden alternative Einsatzméglichkeiten gepriift?

4. Beteiligung bei Kiindigungen

Hat Ihr Arbeitgeber Sie als Schwerbehindertenvertretung vor Ausspruch der Kiindigung vollstandig informiert?
Hatten Sie Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist?

Wurde die Stellungnahme in der Entscheidung beriicksichtigt?

Liegt eine dokumentierte Beteiligung im Kiindigungsprozess vor?

5. Priifung von Verfahrensfehlern

Wurde die Schwerbehindertenvertretung gar nicht beteiligt oder zu spat informiert?
Wurden Unterlagen nur unvollstandig ibermittelt?

Wurde die Entscheidung bereits vor der Beteiligung getroffen?

Wurde die Stellungnahme ignoriert oder nicht gewdirdigt?

6. Dokumentation im Alltag

Sind alle Beteiligungsvorgange schriftlich dokumentiert?

Haben Sie Verst6Be gegen Beteiligungsrechte festgehalten?

Erfolgt eine regelmaBige Abstimmung mit dem Betriebs- oder Personalrat?
Werden Fristen und Reaktionszeiten iberwacht?

7. Strategische Nutzung der Beteiligungsrechte

Fordern Sie lhre Beteiligungsrechte aktiv ein, statt nur abzuwarten?
Werden Falle genutzt, um strukturelle Verbesserungen im Betrieb anzustoBen?

Bindet Ihr Arbeitgeber Sie als Schwerbehindertenvertretung friihzeitig in Planungsprozesse ein?

O0O0OO0O O0OO0OO0O O0OO0OO0O OOOO OO0OO0OO0O OO0OOO 00 O
OO0O0OO0 O0OO0OO0O O0OO0OO0O O0OOO0OO OO0OO0OO0O OO0OOO OO0 O

Verfolgen Sie offene Beteiligungen konsequent?

Wenn Sie samtliche Fragen mit ,Ja” beantworten konnten, sind Sie rechtlich auf der sicheren Seite.

Zu finden unter unter Eingabe des Titels im Suchfeld
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Checkliste: Beteiligungsrechte der Schwerbehindertenvertretung in der Personalpraxis



		Fragen

		Ja

		Nein



		1. Grundsätzliche Beteiligung sicherstellen

		

		



		Hat Ihr Arbeitgeber Sie als Schwerbehindertenvertretung bei allen Maßnahmen, die schwerbehinderte oder gleichgestellte Beschäftigte betreffen, frühzeitig informiert?

		

		



		Erfolgt die Information vor der endgültigen Entscheidung des Arbeitgebers?

		

		



		Liegen alle relevanten Unterlagen vollständig vor (z. B. Personalvorgänge, Leistungsdaten, Arbeitsplatzbeschreibung)?

		

		



		

		

		



		2. Beteiligung bei Einstellungen

		

		



		Hat Ihr Arbeitgeber Sie über alle Bewerbungen schwerbehinderter Menschen informiert?

		

		



		Hat er Sie vor der Auswahlentscheidung beteiligt?

		

		



		Haben Sie geprüft, ob der Arbeitsplatz behindertengerecht ausgestaltet werden kann?

		

		



		Haben Sie oder Ihr Arbeitgeber mögliche Förder- oder Integrationsleistungen berücksichtigt?

		

		



		

		

		



		3. Beteiligung bei Versetzungen und Umsetzungen

		

		



		Wurden Sie als Schwerbehindertenvertretung vor der geplanten Maßnahme angehört?

		

		



		Wurde die gesundheitliche Eignung der neuen Tätigkeit berücksichtigt?

		

		



		Wurde geprüft, ob die Maßnahme eine Verschlechterung der Teilhabesituation bewirkt?

		

		



		Wurden alternative Einsatzmöglichkeiten geprüft?

		

		



		

		

		



		4. Beteiligung bei Kündigungen

		

		



		Hat Ihr Arbeitgeber Sie als Schwerbehindertenvertretung vor Ausspruch der Kündigung vollständig informiert?

		

		



		Hatten Sie Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist?

		

		



		Wurde die Stellungnahme in der Entscheidung berücksichtigt?

		

		



		Liegt eine dokumentierte Beteiligung im Kündigungsprozess vor?

		

		



		

		

		



		5. Prüfung von Verfahrensfehlern

		

		



		Wurde die Schwerbehindertenvertretung gar nicht beteiligt oder zu spät informiert?

		

		



		Wurden Unterlagen nur unvollständig übermittelt?

		

		



		Wurde die Entscheidung bereits vor Beteiligung getroffen?

		

		



		Wurde die Stellungnahme ignoriert oder nicht gewürdigt?

		

		



		

		

		



		6. Dokumentation im Alltag

		

		



		Sind alle Beteiligungsvorgänge schriftlich dokumentiert?

		

		



		Haben Sie Verstöße gegen Beteiligungsrechte festgehalten?

		

		



		Erfolgt eine regelmäßige Abstimmung mit dem Betriebs- oder Personalrat?

		

		



		Werden Fristen und Reaktionszeiten überwacht?

		

		



		

		

		



		7. Strategische Nutzung der Beteiligungsrechte

		

		



		Fordern Sie Beteiligungsrechte aktiv ein statt nur abzuwarten?

		

		



		Werden Fälle genutzt, um strukturelle Verbesserungen im Betrieb anzustoßen?

		

		



		Bindet Ihr Arbeitgeber Sie als Schwerbehindertenvertretung frühzeitig in Planungsprozesse ein?

		

		



		Verfolgen Sie offene Beteiligungen konsequent?

		

		



		

		

		



		Wenn Sie sämtliche Fragen mit „Ja“ beantworten konnten, sind Sie rechtlich auf der sicheren Seite.



		Zu finden unter www.adiuva.de 

unter Eingabe des Titels im Suchfeld









Checkliste: Beteiligungsrechte der Schwerbehindertenvertretung in der  Personalpraxis    


Fragen  Ja  Nein  


1. Grundsätzliche Beteiligung sicherstellen    


Hat Ihr Arbeitgeber Sie als   Schwerbehindertenvertretung bei allen  Maßnahmen, die schwerbehinderte oder gleichgestellte Beschäftigte  betreffen, frühzeitig informiert?    


Erfolgt die Information vor der endgültigen Entscheidung des  Arbeitgebers?    


Liegen alle relevanten Unterlagen vollständig vor (z. B. Personalvorgänge,  Leistungsdaten, Arbeitsplatzbeschreibung)?    


   


2. Beteiligung bei Einstellungen    


Hat Ihr Arbeitge ber Sie   über alle Bewerbungen schwerbehinderter  Menschen informiert?    


Hat er  Sie   vor der Auswahlentscheidung beteiligt?    


Haben Sie   geprüft, ob der Arbeitsplatz behindertengerecht ausgestaltet  werden kann?    


Haben Sie oder Ihr Arbeitgeber  mögliche Förder -   oder  Integrationsleistungen berücksichtigt?    


   


3. Beteiligung bei Versetzungen und Umsetzungen    


Wurden  Sie als   Schwerbehindertenvertretung vor der geplanten  Maßnahme angehört?    


Wurde die gesundheitliche Eignung der neuen Tätigkeit berücksichtigt?    


Wurde geprüft, ob die Maßnahme eine Verschlechterung der  Teilhabesituation bewirkt?    


Wurden alternative Einsatzmöglichkeiten geprüft?    


   


4. Beteiligung bei Kündigungen    


Hat Ihr Arbeitgeber Sie al s   Schwerbehindertenvertretung vor Ausspruch  der Kündigung vollständig informiert?    


Hatten Sie   Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist ?    


Wurde die Stellungnahme in der Entscheidung berücksichtigt?    


Liegt eine dokumentierte Beteiligung im Kündigungsprozess vor?    
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Arbeitsrechtliche Grenzen | Lesezeit 3 Minuten

RECHT

Interessenkonflikte im Arbeitsverhaltnis: Kiindigung
eines Direktors vor dem Arbeitsgericht Berlin

Das Arbeitsgericht (ArbG) Berlin hat liber die Wirksamkeit der fristlosen sowie der hilfsweise or-
dentlichen Kiindigung eines Direktors entschieden. Im Mittelpunkt stand die Frage, ob erhebliche
Pflichtverletzungen und Interessenkonflikte eine Beendigung des Arbeitsverhaltnisses rechtferti-
gen kénnen (ArbG Berlin, Urt. v. 30.1.2026, Az. 21 Ca 13264/25).

Fur Sie als Schwerbehindertenvertretung ist diese Entschei-
dung besonders relevant, da sie zeigt, wie stark Loyali-
tats- und Transparenzpflichten auch in leitenden Strukturen
rechtlich durchschlagen und welche Bedeutung eine sorg-
faltige Interessenabwagung im Arbeitsverhaltnis hat.

Doppelfunktion und erhebliche Interessenkonflikte

Der Fall: Der betroffene Direktor war seit dem Jahr 2000 bei
einem Versorgungswerk der Zahnarztekammer beschaftigt
und zuletzt in die Vorbereitung von Investitionsentscheidun-
gen fiir die Alters- und Hinterbliebenenversorgung einge-
bunden. Parallel hierzu hatte er fiihrende Positionen in meh-
reren Unternehmen inne, die wiederum als Anlageobjekte
des Versorgungswerks dienten.

Im Jahr 2025 wurden erhebliche wirtschaftliche Risiken
bekannt. Die betreffenden Kapitalanlagen wiesen maogli-
cherweise deutlich geringere Werte auf als urspriinglich an-
genommen, wodurch eine Finanzierungsliicke in Milliarden-
hohe im Raum stand. Der Arbeitgeber war der Auffassung,
dass der Direktor seine Mehrfachfunktionen nicht ausrei-
chend voneinander getrennt und bestehende Interessenkon-
flikte nicht offengelegt hatte. Daraufhin erhielt der Direktor
im September 2025 eine fristlose Kiindigung, hilfsweise ver-
bunden mit einer ordentlichen Kiindigung.

6 626 BGB

Fristlose Kiindigung aus wichtigem Grund

(1) Das Dienstverhéltnis kann von jedem Vertragsteil aus
wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist
gekiindigt werden, wenn Tatsachen vorliegen, auf Grund
derer dem Kiindigenden unter Beriicksichtigung aller
Umstande des Einzelfalles und unter Abwagung der In-
teressen beider Vertragsteile die Fortsetzung des Dienst-
verhaltnisses bis zum Ablauf der Kiindigungsfrist oder bis
zu der vereinbarten Beendigung des Dienstverhaltnisses
nicht zugemutet werden kann.

(2) Die Kiindigung kann nur innerhalb von zwei Wochen
erfolgen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der
Kiindigungsberechtigte von den fiir die Kiindigung maB-
gebenden Tatsachen Kenntnis erlangt. Der Kiindigende
muss dem anderen Teil auf Verlangen den Kiindigungs-
grund unverziiglich schriftlich mitteilen.

Fristversaumnis und nachhaltige Vertrauensstérung

Das Urteil: Das ArbG Berlin hielt die fristlose Kiindigung fiir
unwirksam, da die gesetzliche Zweiwochenfrist nach § 626
Abs. 2 BGB nicht eingehalten worden war. Damit scheiterte
die auBerordentliche Beendigung bereits an formellen Vor-
aussetzungen.

Die hilfsweise erklarte ordentliche Kiindigung bewertete
das Gericht hingegen anders. Diese hielt das Gericht fiir
wirksam. Nach Auffassung des Gerichts lag eine erhebli-
che Pflichtverletzung vor, da der Direktor seine parallelen
Funktionen nicht hinreichend offengelegt und dadurch seine
arbeitsvertragliche Loyalitatspflicht verletzt hatte.

Besonders ausschlaggebend war die Bewertung des Ge-
richts, dass sich der Direktor bewusst in eine strukturell
konflikttrachtige Situation begeben hatte, ohne diese ge-
genuber seinem Arbeitgeber transparent zu machen. Damit
habe er das fir das Arbeitsverhaltnis zentrale Vertrauens-
verhaltnis nachhaltig zerstort. Eine Weiterbeschaftigung sei
dem Arbeitgeber nicht mehr zumutbar gewesen.

= FAZIT

Transparenz als arbeitsrechtlicher
Schliisselfaktor

Sie sollten insbesondere darauf achten, dass Konflikt-
situationen im Arbeitsverhaltnis friihzeitig erkannt und
offen angesprochen werden. Gerade bei komplexen Be-
schaftigungsverhaltnissen mit zusatzlichen Funktionen
oder gesundheitlichen Einschrankungen kann eine friih-
zeitige Klarung entscheidend sein, um Eskalationen bis
hin zur Kiindigung zu vermeiden. Sie kdnnen aus dieser
Entscheidung mitnehmen, dass arbeitsrechtliche Stabi-
litdt wesentlich von Transparenz und klarer Interessen-
wahrnehmung abhéngt. Wenn verdeckte Interessenkon-
flikte entstehen oder Pflichten zur Offenlegung verletzt
werden, kann dies schnell zu einer nachhaltigen Storung
des Arbeitsverhaltnisses fiihren. Die Entscheidung des
ArbG Berlin zeigt zugleich, dass selbst dann, wenn die
formalen Voraussetzungen einer fristlosen Kiindigung
nicht vorliegen, eine ordentliche Kiindigung bei schwer-
wiegenden Pflichtverletzungen weiterhin wirksam sein
kann. Dies unterstreicht die Bedeutung friihzeitiger Be-
gleitung kritischer Personalprozesse.

DIE SCHWERBEHINDERTENVERTRETUNG 9



SOFT SKILLS

Ablenkungen reduzieren | Lesezeit 3 Minuten

Die unsichtbare Last der Unterbrechungen im Amt
der Schwerbehindertenvertretung

Es summt, es vibriert, es lockt, es blinkt, es schrillt: Im Arbeitsalltag gibt es viele vermeintlich inter-
essante Informationen, die fiir eine standige Unterbrechung der eigenen Arbeit sorgen. Kennen Sie
das? Fiir Sie als Schwerbehindertenvertretung und auch fiir die Kolleginnen und Kollegen bedeutet
jede Ablenkung nicht nur Zeitverlust, sondern auch ein Mehr an Stress.

Ablenkungen sind in der digitalen Welt zu einem standigen
Begleiter im Berufsalltag geworden. Weil E-Mail, Internet
und Co, in den meisten Jobs inzwischen integraler Bestand-
teil und wichtiges Arbeitsmittel sind, lasst sich kaum mehr
gegensteuern. Gerade in einem Amt wie dem lhren, wo das
Gefiihl, ,fir andere da sein zu miissen”, bestandig mit-
schwingt, ist es verstandlich, dass Sie E-Mails, Nachrichten
oder Anrufe annehmen, auch wenn Sie gerade an einer ganz
anderen Aufgabe sitzen.

Unterbrechungen erschopfen unsichtbar

Doch viele Unterbrechungen wahrend des Tages sorgen da-
fur, dass Sie sich abends vielleicht ausgelaugt und erschépft
fiihlen, obwohl Sie ,eigentlich” nur wenig von lhren Auf-
gaben geschafft haben. Oft ist sogar das Gegenteil der Fall:
Der Aufgabenberg ist noch gewachsen. Ein bedriickendes
Gefiihl, oder?

Denken ist anstrengend

Jede Ablenkung unterbricht lhren aktuellen Gedankengang
und erhoht den mentalen Druck. Studien zeigen, dass es
nach einer Ablenkung bis zu 23 Minuten dauert, bis wir wie-
der voll konzentriert sind. Fir Sie als Schwerbehindertenver-
tretung, die oft zwischen Terminen, Gesprachen und admi-
nistrativen Aufgaben wechselt, summiert sich das zu einem
Tag voller halber Gedanken und unvollendeter Aufgaben.

Mehr Gelassenheit und Ruhe ist das Ziel!

lhre Rolle als Schwerbehindertenvertretung ist einzigartig:
Sie sind Anwalt, Vertrauensperson und Organisator in einem.
Doch diese Vielfalt an Aufgaben bringt auch eine Vielfalt an
Stressfaktoren mit sich, und Ablenkung verscharft diese Dy-
namik. Hier sind drei Schritte, die Ihnen helfen, gelassener
und entspannter durch lhren Alltag zu kommen.

Schritt 1: Scharfen Sie lhr Bewusstsein

Der Schliissel, um Ablenkung in den Griff zu bekommen,
liegt im Bewusstsein. Es geht nicht darum, alle Storfaktoren
auszuschalten. Das ware unrealistisch. Aber es geht darum,
sie zu erkennen und gezielt zu steuern. Ein hilfreicher Ansatz
dabei ist die ,2-Minuten-Regel“: Wenn eine Aufgabe weni-
ger als zwei Minuten dauert, erledigt man sie sofort. Alles
andere wird notiert und zu einem spateren Zeitpunkt be-
arbeitet. So vermeidet man das Gefiihl, standig , zwischen
den Aufgaben” gefangen zu sein.
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Schritt 2: Ziehen Sie klare Grenzen

Ein weiterer Hebel ist die raumliche und zeitliche Abgren-
zung. Planen Sie sich feste Zeiten fiir E-Mails, Antrage oder
Gesprache ein. In diesen Zeiten sind Sie dann nicht fiir an-
dere Aufgaben verfligbar. Das klingt einfacher, als es ist, be-
sonders in einem Amt, das auf Erreichbarkeit angewiesen
ist.

Doch schon kleine Schritte helfen: das Handy fiir eine Stunde
in die Schublade legen, den E-Mail-Posteingang nicht dau-
erhaft offen halten, Pop-up-Nachrichten deaktivieren oder
Kolleginnen und Kollegen signalisieren, dass man Zeit fiir
konzentriertes Arbeiten braucht.

Schritt 3: Pflegen Sie Achtsamkeit

Im Alltag wirft man gute Vorhaben oft schnell iiber Bord,
und Ablenkungen sind nicht immer vermeidbar. Das ist auch
generell in Ordnung. Wichtig ist aber, dass Sie einen acht-
samen Umgang mit sich selbst pflegen und immer wieder in
Ihrem Arbeitsalltag innehalten, anstatt im Automodus durch
den Tag zu hetzen.

Manchmal gelingt Ihnen dies durch eine kurze Pause, einen
tiefen Atemzug oder einfach durch die innere Erlaubnis,
nicht alles sofort l16sen zu miissen. Eine tolle Mdglichkeit,
Achtsamkeit zu (iben bietet lhnen auch die Gesundheitsapp
7 Mind. Probieren Sie es aus unter www.7mind.de!

= FAZIT

Ablenkungen sind ein fester und wachsender
Bestandteil des Alltags.

Wichtig ist, dass Sie als Schwerbehindertenvertretung
die Ablenkungen, die lhnen in lhrem Arbeitsalltag so
vielfaltig begegnen, gestalten und sich nicht von ihnen

mitreiBen lassen. Dafiir miissen Sie nicht nur auBere Stor-
faktoren reduzieren, sondern auch innere Antreiber hin-
terfragen. Wenn Sie lernen, zwischen Reiz und Reaktion
innezuhalten, gewinnen Sie nicht nur Zeit, sondern auch
Gelassenheit, und die ist in einem Amt wie dem lhren
unverzichtbar. Denn am Ende geht es nicht darum, noch
mehr zu schaffen, sondern darum, das Richtige mit der
richtigen Aufmerksamkeit zu tun.

Autorin: Brigitte Ganzmann
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LESERFRAGE

Arbeitsschutz im Betrieb richtig eingeordnet | Lesezeit 3 Minuten

Was macht der Sicherheitsbeauftragte und was die
Fachkraft fir Arbeitssicherheit?

Sie als Schwerbehindertenvertretung begegnen im betrieblichen Alltag haufig Situationen, in denen
Arbeitsschutz, Gesundheit und Teilhabe eng miteinander verbunden sind. Gerade bei Beschaftigten
mit Behinderung stellt sich dabei immer wieder die Frage, welche Rolle Sicherheitsbeauftragte und
die Fachkraft fiir Arbeitssicherheit im Betrieb eigentlich genau haben und wie sich diese Funktionen

voneinander abgrenzen.

Die Frage: Welche Aufgabe haben eigentlich Sicherheitsbe-
auftragte, und wie kdnnen sie Menschen mit einer Behinde-
rung im Betrieb helfen? Und wie grenze ich deren Aufgaben-
gebiet von dem der Fachkraft fiir Arbeitssicherheit ab?

Aufgaben verstehen und sinnvoll zusammenwirken

Arno Schrader: Fiir Sie ist dieses Zusammenspiel besonders
relevant, da Sie regelmaBig an der Schnittstelle zwischen in-
dividueller Gesundheitssituation, betrieblichen Anforderun-
gen und praventivem Arbeitsschutz agieren. Ein klares Ver-
standnis der jeweiligen Aufgabenbereiche hilft Ihnen dabei,
Zustandigkeiten richtig einzuordnen und wirksam mit den
richtigen Akteuren zusammenzuarbeiten.

Sicherheitsbeauftragte: Unterstiitzung im
betrieblichen Alltag

Sicherheitsbeauftragte sind Beschaftigte im Betrieb, die zu-
satzlich zu ihrer eigentlichen Tatigkeit eine unterstiitzende
Funktion im Arbeitsschutz iibernehmen. Sie sind keine Fiih-
rungskrafte und treffen keine eigenstandigen Anordnun-
gen. lhre Aufgabe ist es vielmehr, im Alltag auf Gefahren
aufmerksam zu machen und Kolleginnen und Kollegen fiir
sichere Arbeitsablaufe zu sensibilisieren.

Sie die Schwerbehindertenvertretung kdnnen Sicherheitsbe-
auftragte als wichtige , Friihwarninstanz” verstehen. Gera-
de im direkten Arbeitsumfeld erkennen sie haufig Risiken,
die fiir Menschen mit Behinderung besonders relevant sein
kénnen, etwa ergonomische Probleme, unzureichende Zu-
gange oder belastende Arbeitsbedingungen.

Typische Aufgaben der Sicherheitsbeauftragten sind:

e Arbeitsplatze im Hinblick auf Unfall- und Gesundheits-
gefahren beobachten.

e Hinweise auf unsichere Situationen oder Arbeitsmittel
geben.

e Priifen, ob Kollegen SchutzmaBnahmen umsetzen.

e Zwischen Beschéftigten und Fiihrungskréften bei
Sicherheitsfragen vermitteln.

Fachkraft fiir Arbeitssicherheit: Systematische
Pravention

Im Unterschied zum Sicherheitsbeauftragten ist die Fach-
kraft fiir Arbeitssicherheit eine fachlich qualifizierte, gesetz-

lich verankerte Funktion mit klar definiertem Beratungsauf-
trag. Die Grundlage bildet das Arbeitssicherheitsgesetz. Die
Fachkraft firr Arbeitssicherheit berat den Arbeitgeber in allen
Fragen des Arbeitsschutzes und der Unfallverhiitung. Sie ist
dabei nicht operativ weisungsbefugt, sondern unterstiitzt
insbesondere bei der systematischen Gestaltung sicherer
Arbeitsbedingungen. Sie hat folgende Aufgaben:

e Arbeitsplatze im Rahmen der Gefahrdungsbeurteilung
einordnen.

e Beratung bei ergonomischer Gestaltung von Arbeits-
platzen.

e Technische und organisatorische SchutzmaBnahmen
entwickeln.

e Unterstiitzung bei der Pravention von Arbeitsunfallen
und Berufskrankheiten.

Der wesentliche Unterschied zum Sicherheitsbeauftragten
liegt damit in der fachlichen Tiefe und der systematischen
Perspektive. Wahrend der Sicherheitsheauftragte eher im
konkreten Arbeitsalltag wirkt, arbeitet die Fachkraft fiir Ar-
beitssicherheit strukturell und beratend auf Betriebsebene.

Abgrenzung zur Schwerbehindertenvertretung

Sie als Schwerbehindertenvertretung haben eine véllig
andere gesetzliche Rolle. lhre Aufgabe ist nicht primar der
allgemeine Arbeitsschutz, sondern die spezifische Interes-
senvertretung schwerbehinderter und gleichgestellter Be-
schaftigter. Wahrend Sicherheitsbeauftragte und Fachkraft
flir Arbeitssicherheit den Arbeitsschutz insgesamt im Blick
haben, konzentriert sich lhre Tatigkeit auf die individuelle
Teilhabe am Arbeitsleben. Die wichtigsten Abgrenzungs-
punkte sind:

e Sie vertreten ausschlieBlich die Interessen schwerbe-
hinderter Menschen.

e Sicherheitsbeauftragte handeln unterstiitzend im Alltag
ohne Vertretungsfunktion.

e Die Fachkraft fiir Arbeitssicherheit berét den Arbeitge-
ber unabhangig und fachlich-technisch.

* Sie besitzen eigene gesetzliche Beteiligungsrechte
bei personellen MaBnahmen, Arbeitsplatzgestaltung,
Pravention und betrieblichen Eingliederungsverfahren
zugunsten schwerbehinderter und gleichgestellter Be-
schaftigter.
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WISSENSWERT

Sie als Schwerbehindertenvertretung bewegen

Zwischen rechtlicher Starke und betrieblicher Zusammenarbeit | Lesezeit 2 Minuten

Die Schwerbehindertenvertretung im Spannungsfeld
zwischen Mitbestimmung und Vertrauensschutz

sich im betrieblichen Alltag regelmaBig in einem

sensiblen Spannungsfeld: Einerseits sind Sie gesetzlich zur Wahrnehmung klarer Beteiligungsrechte
berufen, andererseits hiangt lhre Wirksamkeit in der Praxis stark von Vertrauen, Kommunikation

und Akzeptanz im Betrieb ab.

Immer wieder zeigt sich, dass erfolgreiche Interessenvertre-
tung nicht allein durch die formale Durchsetzung von Rech-
ten entsteht. Entscheidend ist vielmehr, wie Sie als Schwer-
behindertenvertretung lhre Rolle im konkreten Einzelfall
ausgestalten. In der Praxis flihren friihzeitige Gesprache mit
Arbeitgebern und Personalverantwortlichen haufig zu Lo-
sungen, bevor Konflikte entstehen oder gar eskalieren.

Besonders deutlich wird dies bei komplexen Personalfallen,
in denen gesundheitliche Einschrankungen, betriebliche
Anforderungen und organisatorische Zwange aufeinander-
treffen. Wenn Sie hier nicht nur reagieren, sondern aktiv
moderieren, entstehen tragféhige Losungen, die sowohl die
Teilhabe der betroffenen Beschaftigten sichern als auch die
Interessen des Betriebs beriicksichtigen.

Geben Sie's zu,
googeln hat

... aberinu
Onlinebereich
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lhre rechtliche Stellung ist unverzichtbar

Ohne die gesetzlich verankerten Beteiligungsrechte ware
eine wirksame Einflussnahme kaum mdglich. Die Praxis
zeigt jedoch, dass die Kombination aus rechtlicher Position
und vertrauensbasierter Zusammenarbeit den groften Er-
folg bringt.

Ihre Starke liegt gerade darin, rechtliche Klarheit mit sozialer
Kompetenz zu verbinden und dadurch nachhaltige Lésungen
im Betrieb zu ermdglichen. Oft entscheiden nicht Paragrafen
allein iber den Erfolg einer MaBnahme, sondern das Ver-
trauen der Beteiligten. Gerade dieses Vertrauen ermdglicht
es lhnen, schwierige Gesprache anzustoBen, Vorbehalte ab-
zubauen und gemeinsame Losungen zu finden.

Unser Service flir Sie:

Expertensprechstunde:
Schreiben Sie uns!

Stellen Sie lhre individuellen Fragen an redaktion@die-shv.de —
Eine personliche Antwort erreicht Sie binnen 3 Werktagen.

Onlinebereich: Hier erhalten Sie alle

Arbeitshilfen zum Download

Alle Arbeitshilfen wie Muster-Schreiben, Checklisten und
Ubersichten und auch die Ausgaben kénnen Sie hier herunterladen:
www.adiuva.de

Netzwerktreffen:

Nutzen Sie einmal pro Jahr unser Netzwerktreffen zur Weiterhbil-
dung, Vernetzung und zum Austausch.

Das lesen . URTE"tE

N . Kiindigung wegen E-Mail-
S'f in der Kritik und iibler Nachrede im
nachsten Betrieb

Ausgabe Keine Entschiadigung wegen
fehlender Einladung zum
Vorstellungsgesprach



mailto:redaktion@die-sbv.de
https://www.adiuva.de
https://adiuva.de
https://de.linkedin.com/showcase/adiuva-mitbestimmung/
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